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theologıschen Dıiıszıplinen übernımmt S1e dıe A di1ese soll keın Etiıkettenschwındel betrieben werden: Miss10ns-
1e VON Herausforderungen un Erfahrungen des lau- wıssenschaft hat sıch ıiImmer auch mıt der hıstorıschen
bens eriınnern und S1e vergegenwärtigen. Entscheide ypothe VO 1SS]ION beschäftigen und damıt orge
el bleıbt daß S1e iıhren Gegenstand nıcht U bel den Lragen, daß AUS di1eser Geschichte elernt WITd. DIiese ur:
außereuropälschen Kırchen sucht und dıe Realıtät der Kır- ist In eiıner Dıszıplın, dıe sıch etiwa als „interkulturelle
che In HN SCTGCNHN Breıten überspringt. Eın C} auf den MheOloLIE- bezeıichnet. eichter umgehen. DIie eıgene
Relıgionsatlas VO Hambureg ze1gt, daß beispielsweıise eın In- Wiıssenschaftsgeschichte überspringt 111a NUr um den Preıs

des Verlustes wichtiger Erkenntnisse un ufgaben-terrelıg1öser Dıalog keineswegs 11UT für dıe Kırchen ın Asıen
eiıne Herausforderung darstellt uch In Hambureg eiınde stellungen. Meıne Ablehnung gegenüber eiıner Namens-
sıch dıe Kırche In einer mıssıonNarıschen Sıtuation. rund- aänderung hat aber noch eınen anderen, praktıschen Tun

Während be]l un dıe ohnehın mı1ıssıonswIsSsenschaft-sätzlıch aber: 1SS1ION ist eıne Grunddimension VO ITheo-
og1e überhaupt, jede Theologıe nuß auch mıss1ıoNarısche lıchen Lehrstühle gestrichen werden, entstehen In der
Theologıe SeIN. DIie Missıionswissenschaft bleıbt dennoch AUS außereuropälschen Welt stetıg NC In Asıen etiwa ın
ZzanNnireıchen (Gründen als eigenständıge Dıiszıplın wichtıig. Indıen Korea un Taıwan. Alleın In Südafrıka o1bt CS 13

missıonswıissenschaftlıche Lehrstühle Das sollte auch U1
Sollte S1Ee sıch aber nıcht doch zumındest einen denken geben Wır en ämlıch dıe Chance und

„zeıtgemäßeren” amen zulegen? Pflicht eın Missıionsverständnıis Z Sprache
Collet [Da bın ich strıkt dagegen wobel CS Ja durchaus bringen Und SC  1e  IC bleıibt 1sSsıon auch eıne zentrale
schon einıge Versuche In dıese ıchtung gab /um eınen bıblısch-theologische KategorI1e.

Fın SO71a] blınder ar
DIe Dıskussion ber en Wohnungsbaugesetz als Chance

{Üür 1ne SOz1ale Neuorlentierung
Widersprüchlich LST die MOMeNlane Sıtuation auf dem Wohnungsmarkt: Fıiner hıs
sehr Versorgung der ehrhel der Bevölkerung stehen eINe wachsende ohnungSs-
NOL, die MASSIVeE Benachteiligung einkommensschwacher Haushalte und eiIne zuneh-
mende ahl Wohnungsloser gegenüber. Hartmutz Abteilungsleiter Soziale Dienste
IM Diözesancaritasverband Limburg, plädiert für eine zeitgemäße Wohnungspolitik, die
sıch wieder stärker auch als sozıale Präventionspolitik versteht.

DıIe derzeıtige Sıtuation auf dem ohnungsmarkt ist VO weılsen überproportional mehr Wohnungssuchende als
Entwicklungen eprägt. Auf der eiınen Seıte ist dıe Wohnungangebote du  N |DITS Anzahl der Wohnungsnotfälle

enTrnNneı der Bevölkerung gul bıs sehr gulV DIe 1mM und Obdachlosen ste1gt, Notunterkünfte, Übergangseinrich-
Durchschnitt PTIO Person verfügbare WohnfTfläche wächst t(ungen und Übernachtungsasyle werden IN  — geschaffen. DIe
kontinulerlich. Der ohnkomtfort Fläche und Ausstat- Mıeten ste1gen se1ıt Jahren. ZU Teıl In prüngen

und kurzen Intervallen Die olge EKınzelpersonen, Alleın-Lung hat kaum Grenzen, Sıedlungsbereiche werden
VO wenıgen Menschen bewohnt, Ja selbst leerstehender erzıiehende un Famılıen können hre Miıeten nıcht mehr AUSs

oder ungenutzlter Wohnraum ist regıistrıeren. ohnungs- eigener 1081 ezanlien und werden abhängıe VO  = SOoz1al-
eigentum ze1gt den sozlalen Status der Besıtzer. ist Ver- leıstungen.
mÖgensSWertl, ist Anlage- un Rendıteobjekt. Für viele Haus-
besıtzer bedeutet Miıetwohnungse1igentum Altersversorgung Die Rahmenbedingungen der Wohnungspolıtikund Garantıe für materıielle Sıcherheıit haben sıch grundlegend verändertAuf der anderen Seıte des Wohnungsmarktes herrscht Woh-

C 11UT dıe immer orößer werdende Zahl der
Festzustellen sınd erheblıche regionale Unterschiede. In undwohnungslosen Menschen auft der Straße, In den tädten

und (jemeılınden sınd 17 A sondern beispielsweıse dıe städtischen Ballungsräume hat sıch dıe Lage
auch Jjunge Famılıen. dıe kaum eıne Chance aben, eiıne ıh- gespitzt, aber auch der ländlıche Raum ist VO dieser Ent-
11 Eınkommenslage entsprechende preisgünstige Wohnung wıcklung nıcht verschont geblieben. Im (J)sten Deutschlands

finden DıIie arteschlangen VOI den kommunalen Woh- dıe Umstellung auf mehr Marktorıientierung auch In
nungsamtern sınd nach WI1IEe VOTI lang, dıe Zeıtungsanze1igen der Wohnungspolıtik Ööheren Rısıken be1l der ohnungs-
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VEITSOTSUNS ozlale un aulıche Mindeststandards sınd dort dırekten un indırekten Steuersubventionen VON einkom-
für manche Bevölkerungsgruppen nıcht realısıerbar. DIe mensstarken Investoren.
Qualıität des Wohnungsbestandes 1äßt vielTIaCc wünschen Es ist SULIC daß sıch Marktprinzıpilen auch In der Woh-
übrıg, während sıch dıe Ansprüche Wohnungsstandards nungswiırtschaft durchsetzen ollten Sozialpolıtische VOrT-

westlıchen Nıveau Orlentieren. gaben für dıe Wohnungspolıtik sınd derzeıt 1L1UT schwer
erkennen. £u beobachten Ist. daß sıch mıt den sozlalenDIe Kahmenbedingungen für dıe Wohnungspoliti en

sıch In den etzten 5() Jahren grundlegend verändert. DIe spekten der Ohnungsversorgung derzeıt vorwıegend
sozlale /Zıirkel beschäftigen. DıIe Dımensıion der MN UECNoOhnungsnot der Nachkriegszeıt hatte DIS In dıe 60er re

eıne CI andere Dımensıon als In der Jüngeren (je- Wohnungsnot ist noch nıcht auf breıter polıtıscher ene
erkannt un führt nıcht gee1gneten, systematıschenschıichte. ach dem rıeg sorgtien dıe Zerstörung der Städte, LÖösungsansätzen. ine 1elza VO persönlıchen Schıick-dıe Flüchtlingsbewegungen und dıe allgemeın schlechte

Versorgungslage afür. daß Wohnungsbestands- und Woh- salen und immense sozlale Folgekosten als rgebnıs einer
unzureıichenden W ohnungspohlırtı SOTITSCH für soz1ale Ver-nungsneubaupolıtık wegen der Betroffenheiıt breıter soz1aler

Schichten Öchste Priorität esa DIe staatliche Bewirt- werfungen und Destabıilität. 1ıne auf Prävention und Inte-
oration ausgerichtete Daseinsvorsorge mu auf absehbareschaftung VO Wohnraum, dıe staatlıche Förderung des Zeıt dıe Chancen für einkommensschwache un benach-sozlalen Miıetwohnungsbaus, dıe Absıcherung des Mıeter- teılıgte Menschen auf dem ohnungsmarkt wesentlıich VCI-schutzes und auch dıe E1ıgentumsförderung für unftiere FEın- bessern.kommensgruppen fanden eınen breıten, gesellschaftlıchen

Konsens. Ure® den Anstıeg der Zahl der Haushalte drängen zuneh-
mend mehr Wohnungssuchende auf den al Haushalts-

DIe Sıtuation hat sıch mıt Begıinn der /0er Tre gewandelt. neugründungen der geburtenstarken Jahrgänge SOWIE dıe
Der Staat ZUS sıch AUs der Bewirtschaftung VO Wohnungen Z/Zuwanderung VO Aussıedlern und Flüchtlingen en
mehr un mehr zurück un d1e Wohnungsbestände der Ol- Versorgungsengpässen eführt. Hınzu kommen gesellschaft-
fentlıchen and wurden nach und nach privaltısıert. Z1e] Wal IC Entwicklungen, dıe einem Ööheren Wohnungsbe-
CS, daß be]l relatıv er prıvater Kıgentumsquote dıe Öffent- darf führen unge Menschen drängen früher In dıe 1gen-
lıch geförderte, gememınnützıge Wohnungswirtschaft Versor- ständıgkeıt, altere Menschen verbleıiben änger In iıhren
gungsdefizıte He en breıtes Angebot sozlalgeschütz- estammten Wohnungen. Häufigere Ehescheidungen und
ten Mıetwohnungen ausgleıcht. WK dıe OITeNtTlıche FÖT- der ren Z Sıngle-Wohnen ste1gern dıe achfrage nach
derung des sozlalen Wohnungsbaus mıt Mıetpreı1Ss- und Wohnraum. Gleichzeıitig Ist en zunehmender Leerstand V
Belegungsbindungen konnte In diıesem Versorgungssegment Wohnraum, der anderem Ur® Dbsolut überteuerte
des ohnungsmarktes elne starke Ssozlale KOomponente DE Mıetpreise un ÜTE eiıne zunehmende lendenz ZUT Z weıt-
sıchert werden. Allerdings Wl 6N erklärte . Absıcht der wohnung erklären Ist, beobachten
W ohnungspolıtıik, das OTITIeNTlıche Engagement bel eiıner IS welıtere Verknappung des Wohnungsangebotes ergıbt
Sättigung des Marktes zurückzufahren. DIe Ööffentlichen sıch KG Wohnraumvernichtung. DiIe Reduzierung des
Finanzlers kalkulherten Mıetpreıissteigerungen MO de- Wohnungsangebotes He Umwandlung VO ohnungen
oTESSIVE Förderungen und kurzzeitigere Befrıstungen der In Gewerberäume Ooder 1l hat beträchtliche Ausmaße
Belegungsbindung eın ANSCHOMMCN. Dadurch geht preiswerter Wohnraum VCI-

loren, Mıeterhaushalte. dıe rıngen auf Wohnungen
gewlesen SIınd. werden vertrieben. eiches gılt auch fÜür

Unzureichende Polıtık für sSO7z71ale längerfristigen Wohnungsleerstand. Diıiese orm der weck-
entfiremdung entzıeht dem Al Flächen, wodurch zweck-Verwerfungen
bestimmte Steuervergünstigungen oder Förderungen ıhre
Wırkung verfehlen IC 1L1UT In ländlıchen Käumen wırd

Miıtte der S0)er He wurden weıtere Deregulierungsmaf- wen1g diıese Wohnraumreserven erhalten oder
nahmen eEImMÄeVENEL mıt dem Zael. dıe marktwırtschaftliche mobilısıeren.
Urientierung der ohnungsversorgung verstärken und atan hoch ist der Wohnflächenverbrauch be]l 1gen-
dıe soz71ale Steuerung Wn dıe OTIeEeNMNCHE and redu- tUumern un solventen 1letern. In den etzten 3() Jahren hat
zieren. DIies zeıgt SICH UG den Rückzug VOIN Bund und sıch dıe FPro-Kopf-Wohnfläche mıt heute durchschnuittlich
Ländern AUS$s der Förderung des soz1alen Wohnungsbaus, dıe 36 U In Westdeutschland annähernd verdoppelt. Ins-
Abschaffung des Gememnnützigke1itsprinzıps bel der Öffent- besondere einkommensstarke Haushalte überschreıten dıe-
ıch geförderten Wohnungswirtschaft, das Nıchtgegen- SCI] Wert eutiliic U Luxusmodernısıerungen und UMmM-
teuern beım Auslaufen VO Sozlalbındungen 1mM Bestand wandlungen VO  = Mıetwohnungen In E1ıgentumswohnungen
des sozlalen Wohnungsbaus, dıe ha  erzuge Abschöpfung en den Flächenverbrauch PTO Kopf gesteigert un zudem
VON Subventionsvorteıllen In OM der Fehlbelegungsab- den Bestand An preisgünstiıgen Altbauwohnungen erheblıch
vabe, den Eınstieg ın dıe „ Vereıinmbarte Förderung“ mıt reduzlert.
Kurzzeıtbindungen und en Eınstiegsmieten, SOWIE dıe In den VEISANSCHCH Jahren hat dıe Mıetpreisentwıicklung
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immer eınen Spıtzenplatz der Preissteigerungsraten eINgeE- Neubau VO 5Sozialwohnungen. In den Ballungsräumen feh-
1NOINMECN el sınd einkommensschwache Haushalte über- len zudem oft bebaubare Flächen en gestiegenen Indıvı-
proportional belastet worden. In Einkommensbere1l- duellen Anforderungen Al dıe Standards haben mangelndes
chen werden bıs 4() Prozent des Haushaltseinkommens Kostenbewunftsein und Controlling be1l Planung und Bau
für Wohnkosten aufgewendet, während dıese 1mM oberen zusätzlıchen Kostendruc bewirkt Mıtverursacht wırd

dieser auch NC dıe Bauwirtschaft und Planungsbüros,Bereıch unter A() Prozent lıegen. en der allgemeınen
Einkommensentwicklung ist dıe Tatsache, daß AL Men- deren Umsatz un (GGewınn sıch dem Investitionsvolumen
schen häufıg In überteuerten ohnungen en mMUSSeN, orlıentliert und kosten- und flächensparendes Bauen kaum
eıne Ursache diıeses Phänomens. begünstıgt.

Als olge dieser Entwicklung ist konstatieren: Der
Der ohnungsmarkt verzeıchnet derzeıt eiıne kaum 1C11-

nenswerte Mobilität Umzugswünsche VO Mieterhaushalten ohnungsmarkt ist SOZ12a  ınd un eINeTr Hauptursache
für soz1lale Ausgrenzung und Armut geworden. DıIe

werden teurem un unzureichendem ohnungs-
angebot 1L1UT selten realısıiert. 1ne 1elza VON preisgünst1- ohnungsmarkt bedürftigsten Gruppen werden nıcht

ausreiıchend gL, S1E sSınd be1ı der Nachfrage nach
SCH ohnungen ist längerfrıistig belegt und steht 7Ur Neu- preiswertem Wohnraum benachteılıgt, S1e zahlen dıe
vermietung nıcht ZUT Verfügung. Haushalte mıt einem drın- höchsten Mıeten, S1e bewohnen dıe unattraktıvsten
genden Versorgungsbedarf kommen sowochl 1mM Bestand des ohnungen und sSınd als VO Wohnungsverlus und
sozl1alen Wohnungsbaus als auch auTt dem freienl kaum derObdachlosigkeıt bedroht Im unteren Segmentın den enu einer günstıgen Altbauwohnung und sınd auf oOhnungsversorgung herrscht eın Verteilungskampf VO

Neubauwohnungen angewlesen. uch dıe seıt ein1gen erne  ıcher sozlaler Brısanz. Polıtik und Gesellschaft
Jahren eingeführte Fehlbelegungsabgabe für besserverdıie- 1gnorleren dıies weıtgehend. Gezielte wohnungspolıtischenende Haushalte 1mM sozlalen Wohnungsbau hat keıne
sentliıchen Effekte gebracht.

aßnahme als Bestandteıiıl eıner präventiven Sozialpolitik
bleiben Au  N

1ıne zeıtgemäße Wohnungspolıtik mMu sıch den aktuellenHohe E1ıgentumsquote und soz1alen Herausforderungen des Versorgungsdilemmasbreıte Vermögensbildung tellen Dazu sınd auf verschiedenen Ebenen MC jele
abzustecken und Bnahmen einzuleıten, dıe einer breıten

IDER staatlıche ohnge 1n we1ıt hınter der Mıetpreı1Ss- gesellschaftlıchen und polıtıschen Unterstützung edurien
Bund und Länder mMmussen Rahmenbedingungen für dıe Rea-entwıicklung her und chafft Gs se1t Jahren nıcht, dıe De-

stehenden Mietbelastungen entscheıdend abzum1  ern lısıerung eInes Anspruches auf Wohnraum TÜr alle Bevölke-
1e1e Erwerbshaushalte können dıe Mıetzahlungen nıcht TuNSSeruppChH Schalilien Wenngleıch das e auf Woh-
eigenständıg sıchern un sınd neben dem ohngel auf nen  c keınen ausdrücklichen Verfassungsrang hat. verpflich-
ergänzende Sozialhilfe angewlesen. DıIie Mietpreisobergren- tei das Sozlalstaatsgebot eiInem offensıven Handeln aller

relevanten KräfteZ des Wohngeldes und der Soz1ialhılfe entsprechen nıcht
mehr dem örtlıchen Mietpreisniıveau. Einkommensschwache [Der moderne Soz1alstaat hat bIs ıIn dıe kommunale ene

hıneıln dıe Aufgabe, polıtısche, verwaltungstechnısche undHaushalte mussen iıhre Lebenshaltungskosten zugunsten der
Mietzahlungsfähigkeıt einschränken. Kündıgung und unternehmeriısche aßnahmen entwıckeln, dıe e1nNn sO7z1al-

verträgliches Mıteinander aller Bevölkerungsgruppen ıs ıInObdachlosigkeıt vermeıden. Eıne gee1gnete, bıllıgere
Wohnung 1st In der ese nıcht bekommen. ohne eınen das nachbarschaftlıche Zusammenleben gewährleısten. Das
deutlichen sozlalen Abstıeg In Kauf nehmen. alleinıge Vertrauen auf Marktgesetze reicht nıcht AaUSs, dıe
DIie Förderung des eigengenutzten Wohnraums hat eıner Verweriungen auf dem ohnungsmarkt überwınden. In
relatıv en E1ıgentumsquote un ZUT breıten ermögens- eiıne Strategıie ZUl sozlalen ohnungsversorgung aller

Schichten Sınd insbesondere dıe Öffentlıch geförderten Woh-bıldung Cln W as sıcherlıch auch ZUT Stabıiliısıerung des
SsOz71alen Friedens beigetragen hat Allerdings en dıe nungsunternehmen und dıe Jräger der Wohlfahrtspflege

einzubezıehen.Wohnungse1igentümer NC dırekte oder indırekte STAal-
IC Förderung eiıne Unterstützung erfahren. dıe nıcht 11UT

Luxuswohnen begünstıigt, sondern auch Mitnahmeeffekte
bewirkt hat Insbesondere wıederholte Abschreıibungs- Mehr Zielgruppenschärfe ist gefordert
möglıchkeıten beım auf gebrauchter Immobilıen und
fangreiche Steuererleichterungen beım Wohnungsbau bzw DıIe staatlıchen aßnahme dürfen sıch nıcht auf dıe ırekte
Erwerb VON Neubauwohnungen SINd hıer NECNNECIN und indırekte Steuerförderung des allgemeınen ohnungs-
DıIie Preisentwıcklungen be1l den Kosten für Bau- baus beschränken Mehr Zielgruppenschärfe ist gefordert.
land, den Herstellungs- und Ausstattungskosten machen CS Jede Förder- oder steuerliche Vergünstigung mMu auf hre
zunehmend schwıer12 Hıs unmöglıch, 1mM unteren FEınkom- sozıiale Folgewirkung überprüft und beurteilt werden. Das
mensbereıch Wohne1gentum bılden eıches ojlt Ml den Vertrauen auf Sıckereffekte, dıe Ur Sättigung des oberen
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Marktsegmentes auf Entspannung 1M unteren Versorgungs- nehmen Leistungen AUS Unkenntnis nıcht In nspruch.
ereıch bauen, hat sıch als nıcht auglıc herausgestellt. Selbst Erwerbstätigenhaushalte werden be]l teurer Miete
Wenn Gruppen Al ar besonders benachteıligt werden. Wohngeldleistung Sozlalhılfeempfängern. Abhıılfe
bedarf SS auch gezlelter Wohnungsbauförderprogramme SCNaTIen kann [1UT der Bund, indem dıe Wohngeldhöhe dem
und staatlıcher Regulierungen, dıe dıese Benachteıiligungen tatsächlıchen Bedarf angepaßt wırd und über dıe Eınführung
abmildern eiıner einkommensabhängigen Miıiete auch 1Im Altbestand
Gradmesser für dıe Effizienz eıner sozlalen Wohnungspoli- Mıetgerechtigkeıt geschaffen wırd.

In den tädten un (GGemeılnden nımmt der Problemdruckt1ık Ist deren Wırkuneg be]l der Bekämpfung VON O  achlos1ig-
keıt Fachlıich unstrıttig ist, dalß indıvıduelle Wohnungslosig- uch WECNN dıe Belastungen insgesamt VOT (Ort ste1gen,

en dıe Kommunen eiınen gesetzlıchen Auftrag ZUTkeıt AUDUE e dıe Beschaffung eilıner eigenen Wohnung mıt
dem entsprechenden sozl1alen Umfeld überwunden werden Wohnungssicherung. Das Bundessozlalhılfegesetz benennt

ausdrücklıch den Auftrag ZUT „Sicherung der Unterkunft“‘kann Nur He sozlale Beratung oder Dienstleistungen un JA In besonderen BEDENALECNE. Priorität In denkann CS nıcht gelıngen, die Integration In dıe Gememinschaft
erreıiıchen. (Gemeılinden mu dıe Wohnungssicherung, insbesondere be]l

rohender bdachlosigkeit, en DiIie sozlalhılferecht-1ne besondere Bedeutung kommt der Förderung des
sozıialen Mietwohnungsbaus uch WECNN dieser In seiner lıchen Hılfen MUsSsen vorrangıe ausgeschöpft werden.

bevor nıt olıze1- un ordnungsrechtlichen Mıtteln urzfirı-Ausgestaltung veränderungs- und reformbedürftıg Ist, Ist
als sozlalgeschütztes Segment des Wohnungsbestandes In stıge Wıedereinweisungen oder sonstıige Akutversorgungs-

maßnahmen eingeleıtet werden. rundsätzlıc oılt, daßden Kkommunen unverzıchtbar für dıe soz1ale Versorgung jeder Obdachlosenfall, der nıcht Entstehungsort gelöstVO einkommensschwachen und benachteılıgten Nachfrage- wırd, für dıe Betroffenen immense Folgeprobleme aufwiırfthaushalten [Dıie Kommunen brauchen Handlungsspielräume un anderenorts oft Eınsatz VON umfangreıchen,be]l der elegung VON preisgünstigem und belegungsgebun-
denem Wohnraum, der M) DIS 3() Prozent des allgemeınen SsOz71alen Dienstleistungen gelöst werden mMu enaDılı-

af10NS- un Integrationsmaßnahmen sınd aufwendiıger unWohnungsbestandes eiıner (Gemeıhinde ausmachen und rTaum-
ICN dezentral 1M allgemeınen Bestand eingebunden se1In teurer als [rühzeıtige Prävention.

sollte

DIe Ööffentlich geförderte, hemals gememınnützıge Woh- EKın menschenwürdiger Mındeststandard als
nungswirtschaft muß In diıesen Versorgungsauftrag eINgE- aßstabh
bunden werden. S1e hat als kommunaler A rFeunänder“ ihr
mıt staatlıchen Miıtteln gefördertes Liegenschaftskapıtal und DiIe kommunale W ohnungsbaupolıitı hat ZWarl IT orgedıe Eınnahmen VO den ]Jetern auch zukünftıg für eıinen

tlragen, daß alle Nachfragergruppen berücksıchtigt WCCI-öffentliıchen Versorgungsauftrag einzusetzen. Ihr sozlaler
Dienstleistungsauftrag muß wıeder verstärkt eingefordert den: S1e muß ıhren Erfole aber daran CSSCI lassen, ob OGN

gelıngt, Wohnungsnotfälle adäquat VEISOTSCNH. el ußwerden. DıiIe Polıtik muß aliur orge Lragen, daß diese m-
ternehmen dazu wırtschaftlıc ählg, aber auch Öffentlich eıne räumlıche Verdichtung VO soz1alen Problemlagen un

das Entstehen VO soz1alen Brennpunkten durch gezieltekontrolherbar bleiben Wre Unternehmenssatzungen und
dauerhaft verpflichtende Verträge Ist deren soz1aler Auftrag Stadtentwicklungsmaßnahmen verhındert werden.

1mM Rahmen eiıner kommunalen Wohnungspolitik efinıe- Gefordert ist eine soz1ale Wohnungspolitik, dıe als Maßstabh
KOM und sıchern. ihrer Wırkungen nıcht 11UT eıne statıstisch durchschnuiıttliche

Versorgung, sondern eınen menschenwürdıgen Mındest-
standard akzeptiert, der jedem eın möglıchst eigenständıgesKommunen haben gesetzlıchen Auftrag ZUT und selbstbestimmtes en garantıert und dıe unterschiled-

Wohnungssicherung lıchen Lebenslagen un kulturellen Hıntergründe der Men-
schen berücksıchtigt.

Das Wohnungsbindungsrecht muß von den Kommunen DiIie aktuelle Dıskussion eiInem DbZw novelliertem
Wohnungsbaugesetzes, bletet dıe C'hance eiıner soz1alenkonsequent angewendet werden:; S1e mMUsSsen iıhre Bele-

gungsrechte gegenüber den Unternehmen wahrnehmen Neuorıientierung. 7 war o1bi CS noch keıne OINzıellen
Entwürfte, SCS zeichnet sıch aber nıcht zuletzt als rgebnısun gegebenenfalls durchsetzen. ber Verbın  ıch testge-

schrıiebene Regıstrıier- und Vergabekriterien muß Woh- eiıner VO der Bundesregierung eingesetzten Experten-
kommıiıssıon aD, da dıe Reform des soz1alen Woh-nungsvergabe Lransparent und sO71a] erecht organısiert nungsbaues angepeilt WITd. Wiıll I1Nan den Versorgungs-werden. roblemen un Verwerfungen auf dem Wohnungsmarkt

Das ohnge chafft keıne ohnungen. Es kann aktıv egegnen, mMu der sozlale Wohnungsbau als Kern-
individuelle Kostenbelastungen mınımı1eren, e“ derzeıt stück der ohnungsversorguneg erhalten leıben Er wırd
Jedoch nıcht den notwendıgen Bedarf. jele Berechtigte seıine sOz1ale Steuerungsfunktion 11UTI erTullen können, WENN
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CS gelıngt, eıne sozlalgerechte einkommensabhäng1ige Miete fachlıchen Umsetzung bedarf CS einer konzertierten Aktıon
gewährleısten, eınen ausreichend gesicherten Bestand VO Sozlal- Wiırtschafts- und Wohnungspohlıtıik. Insbeson-

abzusıchern. Verteilungsgerechtigkeıt dere gefordert sınd dıe ohnungswirtschaft, dıe JIräger derSozlalwohnungen
herzustellen. alle ohnungsnotfälle einzubeziehen und sozlalen Arbeıt SOWIE dıe kommunalen und staatlıchen
Zielgruppen nıt besonderen Marktrısıken berücksıich- Gebietskörperschaften. Das ecCc auf menschenwürdıges
tıgen. ohnen ist wesentlicher Bestandteiıl der kommunalen
Wohnungspolıtik nuß sıch aIsSO verstärkt als soziale Präven- Daseinsvorsorge und der sozlalen Ausgestaltung des (Je-

melınwesens. Hartmut FrıtzHOoNSpolitik verstehen. ur polıtıschen Durchsetzung und

Im Wesentliıchen ein1g”?
DiIe Primatsausübung des Papstes 1mM ökumenıschen espräc

Die Diskussion über den päpstlichen Primalt ınd SeINE konkrete Ausgestaltung ırd der-
zeılt sowohl nnerkatholisch WIE ökumenisch geführt. Wıe verhalten sıch Primalt und
bischöfliche Kollegialität zueinander? Wıe mühte ein uniıversalkırchliches Finheitsamt
aussehen, das über dıie katholische Kırche hinaus konsensfählig wäre? Dem geht IM
folgenden Beıtragz dıe Kıirchenrechtlerin ONQG Riedel-Spangenberger Irier) nach. Es
ande sich Umm einen Vortrag, der Vor der Okumene-Kommission der Deutschen
Bischofskonferenz gehalten wurde.

In se1lner Jüngsten Enzyklıka ..  t uUNUuUMm Simft. VOoO 25 Maı möglıchen Oorm der usübung des Prıimates WI1IEe auch
995 (vgel Julı 1995., 345) außert sıch Johannes Paul I nach dem eıgentlıch Wesentlichen des 1ISC. bezeugten
In bemerkenswerter Weıse einem 1M ökumenıschen und 1n der kırc  i1chnen Iradıtion entfalteten petrinıschen
espräc immer noch schwılierıgen ema, dem päpstlıchen DIienstes.
Primat: „Als Bıschof VO Rom we1ß ich sehr wohl, un
habe das In der vorlıegenden Enzyklıka erneut bestätigt,
da ß dıe VO und siıchtbare (jemeınnschaft er (Geme1ınn- Das TSte Vatıkanum und seine rechtlıchen
schaften, In denen Al der Teue (jottes se1ın Ge1lst wohnt, Konsequenzen
der brennende unsch Chrıstı ist Ich bın überzeugt, dies-
bezüglıch eıne besondere Verantwortung aben, VOT

em ich dıe ökumeniısche Sehnsucht der meılsten Das Verständnıis des Papstamtes ırd weıtgehend den Dog-
chrıistliıchen (Gemeinschaften feststelle un dıe miıich MS des Ersten Vatıkanıschen Konzıls inommen und gılt
gerichtete Bıtte vernehme., eıne OTmM der Primatsausübung nach dıesen Aussagen als spezılısch Römisch-Kathaolı-

finden dıe ZW al keineswegs auf das Wesentliche ıhrer sches. Le1itmotiv der dogmatıschen ussagen dieses Konzıls
Sendung verzıchtet, sıch aber eıner Sıtuation Wal gegenüber den neuzeıtlıchen Autonomieansprüchen dıe
Ömlnmet.“ ärkung der übernatürlıchen Autorıtät des Papstes ZUTE

Sıcherung des aubDens un der Freiheit der Kırche VOI VO
Auffällig dieser Aussage Ist daß ın ezug auf dıe außen kommender Bevormundung. Letztlich WarTl C6 dıe
aAKTuUeEeNEe ökumeniısche Gesprächslage nıcht ınfach der

als olcher wırd, Reaktıon auf den Gallıkanısmus, Febron1ı1anısmus, Ep1-päpstlıche Prımat problematısıert skopalısmus, Kolleg1alısmus und dıe protestantıische Kır-
sondern vorsichtiger zwıschen eıner möglıchen Orm der chenhoheıt
usübung dieses Prımates und dem Wesentlichen seiner
Sendung unterschlıeden WITd. DIiese dıfferenzıerte DIie für U1l wichtigsten ussagen des Konzıls ZU Papstamt
Sıchtwelse spiegelt den Fortschrıiıtt In der eolog1- finden sıch In der Dogmatıischen Konstıitution „Pastor I-
schen Reflex1ion den päpstlıchen Prımat wıder, der Nnus  co (1870) Das zweıte Kapıtel dieser Konstitution stellt
sıch etiwa 1m NSCHIU dıe Formulıerung Johannes zunächst den auernden Fortbestan des Prıimates des Pe-

ITUS In den römischen Bıschöfen heraus und verurteılt In derPauls II In folgender ese zusammenfTfassen älßt
Sowochl innerkatholısch WIEe ökumeniısch wırd theologısc Konsequenz alle diejen1ıgen, welche dıe Tatsache der ble1-

benden tıftung des Petrusdienstes MNO Chrıstus (1us dıvı-nıcht eigentlıch ogrundsätzlıch den Prımat des Papstes
als olchen5 eiragt wırd vielmehr nach eiıner num) oder den Prımat des römıschen 1SCANOLIS als ach-
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